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Vorwort zur 6. Auflage

Der „Waibel“ zählt zu den Standardlehrwerken zum Kommunalrecht in Baden-
Württemberg. Als Lehrbuch zum Gemeindeverfassungsrecht konzipiert, wurde
es bis zur 2007 erschienenen fünften Auflage von seinem Begründer Prof. Gerhard
Waibel verantwortet. Als Autoren der sechsten Auflage ist es uns eine besondere
Ehre, das eingeführte Lehrbuch zu übernehmen und fortzuführen. Auch wenn
seit der Vorauflage nunmehr rund 14 Jahre ins Land gegangen sind und auch das
Kommunalrecht in Baden-Württemberg zwischenzeitlich einigen Änderungen
durch den Gesetzgeber ausgesetzt war – insbesondere durch die größere Novelle
mit dem „Gesetz zur Änderung kommunalrechtlicher Vorschriften“ im Jahre
2015 –, bleibt der ganz auf die Gemeinden zugeschnittene Charakter des Werks
erhalten. Nur dort, wo es angezeigt erschien, haben die Autoren neue Akzente
gesetzt. Im Übrigen erfolgte eine behutsame Anpassung; Rechtsprechung, Litera-
tur und Gesetzgebung haben selbstredend eine Aktualisierung erfahren.
Wir hoffen, mit dem Lehrbuch „Waibel/Pautsch/Pflumm“ auch weiterhin eine
große Leserschaft unter den mit dem Gemeindeverfassungsrecht befassten Perso-
nen – an Universitäten, Hochschulen für angewandte Wissenschaften und vor
allem auch in der kommunalen Praxis – zu erreichen. Für wertvolle Mitarbeit
bei der Manuskripterstellung sowie den Schlusskorrekturen wird Frau stud.iur.
Charlotte Keller (Göttingen) sowie den Herren Rechtsreferendaren Florian Feigl
(Rutesheim) und Maximilian Leonhardt (Villingen-Schwenningen) herzlich ge-
dankt. Da auch eine überarbeitete Neuauflage nicht gänzlich frei von Fehlern
und Unzulänglichkeiten sein kann, sind wir unseren Leserinnen und Lesern für
entsprechende Hinweise, Kritik und Anregungen sehr verbunden. Sie können
am Einfachsten per E-Mail gerichtet werden an arne.pautsch@hs-ludwigsburg.de
oder an heinz.pflumm@lehrb.hs-ludwigsburg.de.

Ludwigsburg und Balingen, im März 2021

Prof. Dr. Arne Pautsch
Heinz Pflumm

V
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Erster Teil Wesen und Aufgaben der
Gemeinden

§ 1 Einführung
I. Das Wesen der Gemeinden
1. Rechtliche Betrachtungsweise
Im Schwabenspiegel, dem süddeutschen Landrecht aus der Zeit um 1275, wird
der Begriff „Gemeinde“ als Bezeichnung für eine örtliche Gemeinschaft verwen-
det. Diese Gemeinschaft entwickelte sich als Genossenschaft, die bereits sehr
früh Grundzüge einer kommunalen Selbstverwaltung erkennen ließ. Die Ge-
meinden werden daher als überkommene bzw. gewachsene Institutionen be-
trachtet, die die „Grundlage des demokratischen Staates“ bilden.1 Das Wesen
einer Gemeinde wird deshalb in den Gemeindeordnungen nur noch umschrie-
ben durch ihre Stellung im Staat, ihre Aufgaben und ihre besondere Form der
Verwaltung. Das Kommunalverfassungsrecht – oder weitgehender als Kommu-
nalrecht verstanden – ist Gegenstand der rechtswissenschaftlichen Forschung
und Lehre sowohl im juristischen Studium an den Universitäten als auch im
Besonderen an den Hochschulen für öffentliche Verwaltung.2 Die rechtliche Be-
trachtungsweise steht auch hier im Mittelpunkt, wenngleich die Gemeindeebene
fokussiert und daher von „Gemeindeverfassungsrecht“ als dem Kommunalverfas-
sungsrecht des „Kommunetypus“ Gemeinde gesprochen wird.

2. Soziologische Betrachtungsweise
In der Soziologie wird mit „Gemeinde“ eine Einheit auf lokaler Basis bezeich-
net, in der Menschen zusammenwirken.3 Die Urform des Zusammenlebens in
der Sippe, dem Klan oder dem Stamm fällt also noch nicht unter diese Gemein-
dedefinition, da hier eine eindeutige lokale Bindung fehlt. Diese lokale Bindung,
auch als „nachbarliche Gemeinschaft“ bezeichnet, steht aber bei der Wesensbe-
urteilung der Gemeinde im Vordergrund. Erst mit der Bindung an eine Lokalität
kann sich das soziale Leben entfalten, das die Gemeinde – angefangen von den
dörflichen Gemeinschaften und Markgenossenschaften der Germanen über die
Munizipien der Römerzeit und den Reichsstädten des Mittelalters bis zur Jetzt-
zeit – auszeichnet. Wichtig ist dabei die rechtliche Selbstständigkeit dieser
nachbarschaftlichen Gemeinschaft. Diese Selbstständigkeit hat zur Folge, dass
Rechte und Verpflichtungen der einzelnen Mitglieder nicht solche der Gemein-
schaft werden. Andererseits sind aber die Mitglieder auch nicht unmittelbare
Träger der Rechte und Pflichten der Gemeinde. Es findet also kein Durchgriff

1 So auch das BVerfG, BVerfGE 79, 127 (149): „Keimzelle der Demokratie“; siehe auch Heußner/
Pautsch, DVBl 2016, S. 1308 (1313 f.), zur politisch-demokratischen Funktion der kommunalen
Selbstverwaltung.

2 Grundlegend dazu Schoch, DVBl 2018, S. 1 ff.
3 Aus rechtswissenschaftlicher Sicht zur „gesellschaftlichen Grundlage der kommunalen Selbstver-

waltung“ jüngst auch Reich, DÖV 2020, S. 437 ff.
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